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Amtlicher Teil.
-lachß 10 Abs. 1 der BiehseuchenentschädigungSsatzung vom

. i . 13 hat die Abschätzung bei noch nicht 3 Monaten alten
stru durch den beamteten Tierarzt atteln zu erfolgen. Aus
tm Grunde werden auch die von den SchiedSmännern ange-
«trn Gebühren nicht aus Mitteln der Rindvieh-Entschädigungs-
dr bezahlt. Ich ersuche daher, in derartigen Fällen von der
likhung der SchiedSmänner abzusehen.

Wrßr»l»«rg . den 28. Juni 1920.
Ar» Karrdrat. Dr. Schieren.

Au dir Herren Kür- ermeister de« Kreise«.
Eine große Anzahl der Herren Bürgermeister ist noch mit

Erledigung meiner Verfügungen vom 16. 6. 1920 betr. Ab-
mrng der Milch, vom 10. 6. 20, Kreisblatt Nr. 50, betr.

"nis der Kartoffelerzeuger und vom 17. 6. 20, Kreisbl.
52, betr. Fragebogen über Gemeindesteuer im Rückstand,
ersuche um sofortige Erledigung. Letzter Termin 6. Juli

Westerburg, den1. Juli 1920.
Dr» Knndenl . Dr. Schieren.
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In Nr. 35 deS Amtsblatts der Regierung Wiesbaden vom
ö. MtS. sind die Bestimmungen über die Abstimmung im
■Bezirk Allenstein und im Kreise Oletzko ferner im Ab-

MungSgebiet Marienwerder veröffentlicht. Ich mache hierauf
Mrksam mit dem Bemerken, daß dar Amtsblatt auf den

meisterämtern kostenlos eingesehen werden kann.
Westerbur- , den 28. Juni 1920.

De» Kaudrat . Dr . Schieren.
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Polizeiverordnuug.
Grund der §§ 117 und 139 des Gesetzes über die all-

Me Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gesetzsamml. S.
'- und der 88 6, 12 - er Allerhöchsten Verordnung vom
September 1867(Gesetzsamml. S . 1529) über die Polizei-
"Eung in den neuerworbenen Landesteilen wird für den
Mm Teil des Regierungsbezirks Wiesbaden, mit Zustimmung
Bezirksausschusses, folgendes angeordnet:

Zar Nachtzeit soll das Feld allenthalben geschloffen seinivar:
dom 1. November bis Ende Februar von abends 7 bis
M7Uhr;

1. März bis Ende April von abends 7 bis morgens

1. Mai bis Ende August von abends 9 bis morgens

»dom  1. September bis Ende Oktober von abends 8 Uhr
^genz 4 Uhr.

Sto dieser Zeit außerhalb der öffentlichen Straßen und
^ auf einem offenen Grundstücke sich aufhält, ohne daß
itm . Drtspolizeibehörde eine Ausnahme ausdrücklich ge-

wird mit Geldstrafe bis zu 10 Mk. im Unvermögens-
Saft bis zu 3 Tagen bestraft.

Lote im übrigen innerhalb der gesetzlichen Grenzen sich
Ausübung der Jagd und Fischerei, sowie auf die Schäfer

^Ausübung deS Pferchens und auf das Polizeiaufsichts-
^Iudet die obige Strafbestimmung keine Anwendung,
«̂as Wersen in fremde Bäume mit Steinen und anderen

°ach wenn kein Schaden dadurch veranlaßt wird, ist
, ' dei Vermeidung einer Geldstrafe bis zu 10 Mk. im
,H/MuSfalle Haft bis zu 8 Tagen.

Ausübung der an sich berechtigten Viehweide unter-[ *w?bm Beschränkungen:

1. Die Ausübung der Weide darf nicht anders als unter Auf¬
sicht eines tüchtigen Hirten stattfinden.

2. Das Einzelhüten auf nicht eingefriedigten Feld- und Wiesen¬
stücken ist nur den Nutzungsberechtigtenund auch diesen nur
während derjenigen Zeit, während welcher diese Grundstücke der
gemeinschaftlichen Weide nicht unterworfen sind, sowie unter ge¬
nügender Aufsicht oder derartig angebundenes Weidvieh, daß eS
die benachbarten Grundstücke nicht beschädigen kann, gestattet.
Kinder unter 14 Jahren sind als zur Aufsichtsführung nicht an¬
zusehen.

3. Abgesehen von den Fällen unter 2 darf kein Stück Vieh
irgend welcher Art außerhalb eingefriedigter Grundstücke anders
als durch den Hirten mit der Herde zur Weide geführt werden,
sofern einem Berechtigen nicht das Alleinhüten vermöge besonderen
Rechtstitels zusteht.

4. Während der geschlossenen Feldzeit resp. Nachtzeit(§ 1)
darf außerhalb eingefriedigter Grundstücke oder außerhalb ein¬
gehegter Koppeln oder Hürden Vieh weder im Feld noch Wald
geweidet oder auf der Weide gelassen werden.

5. Zur Gemeinde oder Genossenschaftsherdegehörige Stücke
Vieh darf der Hirt nicht einzeln und von der Herde getrennt
weiden lassen.

6. Auf einzelnen im Gemenge untereinanderlil- .nden und der
gemeinschaftlichen oder wechselseitigen Beweidung unterworfenen
abgeernteten Feld- und Wiesrngrundstückendarf die Beweidung
durch Gemeinde- oder Genossenschaftsherdenin denjenigen Ge¬
markungen bezw. Gemarkungsteilen, in welchen Dreifelderwirt¬
schaft getrieben wird, nicht früher ausgeübt werden, als bis die
Aberntung der Früchte auch von allen anderen zu demselben
Feld- bezw. Wiesenteile gehörigen Stücken im wesentlichen beendet
ist; und in denjenigen Gemarkungen bezw. Gemarkt 'Meilen, in
welchen freie Fruchtwechselwirtschaft getrieben wird, nicht früher
als bis sie von der Ortspolizeibehörde freigegeben ist.

Den Zeitpunkt, in welchem nach Vorstehendem die Beweidung
der abgeernteten Stücke allgemein beginnen darf, bestimmt in den
Städten FiMkfurt a. M. und Wiesbaden der zuständige Bürger¬
meister, in o«1 übrigen Ortschaften die Ortspolizeibehörde unter
Anhörung des Gemeinderats und Feldgerichts bezw. Ortsgerichts.

Als abgeerntet im Sinne dieser Verordnung gilt ein Grund¬
stück erst nach vollzogener Räumung von den Früchten bezw. v.
dem Wiesenwachs.

Die über den Anfangstermin der Beweidung getroffene
Bestimmung ist in ortsüblicher Weise so zeitig bekannt zu machen,
daß zwischen dem Tage der Bekanntmachungund dem zum Be¬
ginn der Beweidung festgesetzten Tage ein Zeitraum von 3 Tagen
liegt.

Wiesen dürfen überhaupt von Hütungsberechtigten nur in
der Zeit von der erfolgten Aberntung des Heues oder Grummet-
bis spätestens 1. März oder 1. April nach der jedesmaligen
näheren Bestimmung und öffentlichen Bekanntmachung der OrtS-
polizeibehörden und auch während dieser offenen Zeit von Rind¬
vieh nur bei völlig trockenem Wetter und wenn diese selbst genügend
trocken sind und von Schafherden nur bei hart gefrorenem Boden
beweidet werden.

Das Beweiden der Wiesen mit Schweinen und Gänsen ist
untersagt; jedoch soll es dem Bürgermeister nach Anhörung de-
Gemeinderates und Feldgerichts gestattet sein, Ausnahmen zuzu¬
lassen.

Auch solche Wiesen, welche ortsüblich bisher nur einschurig
zur Heugewinnung genutzt worden sind, müssen, wenn der
nutzungsberechtigte Besitzer sie auch durch Aberntung des Grummet-
nutzen will und dies der Ortspolizeibehörde und dem Schäfer
schriftlich angezeigt, auch durch Anbringung eines Warnnngs-
zeichens kenntlich gemacht hat, bis nach beendigter Grummeternte
von der Beweidung verschont bleiben.



7. Auf unbestellte, an sich der Bemeidung offene Aecker und
Wiesen dürfen Viehherden nicht aufgetrieben werden wenn die
zu beweibenden Grundstücke nicht unmittelbar von mindestens5
Meter breiten Viehtriften und Wegen oder von anderen den
Weiden geöffneten Grundstücken für das Weidevieh zugällglich
sind. ,

8. Auf Wegen, welche nicht mindestens 2,5 Meter breit sind,
darf Vieh auch zum Einzelhüten(Nr. 1) nur an Stricken geführt
zur Weide gebracht werden.

9. Nicht ortsangehörige Viehtreiber, welche ihre Herde zur
Nachtzeit treiben, müssen die zur Sicherheit der Felder aus¬
reichende Anzahl von Begleitern auf ihre Kosten zur Aufsicht
mitnehmen und zwar bis zu 50 Stück mindestens einen Begleiter
und auf jede weitere 50 Stück oder einen Teil dieser Anzahl je
einen weiteren Begleiter.

Abgesehen von Behütung gröherer, geschlossener, an sich für
das Weidevieh zugänglichen Grundstücke durch eigene Viehherden
des Nutzungsberechtigten werden Zuwiderhandlungen_ gegen die
vorstehenden Vorschriften dieses Paragraphen, sofern sie nicht der
Bestrafung nach §§ 14 und 15 des Feld- undlForst-Polizeigesetzes
vom 1. April 1880 unterliegen, mit Geldstrafe bis zu 30 Mk.
oder im Unvermögensfalle mit verhältnismäßigerHaft bestraft.

8 4. Lebende Einfriedigungen dürfen ohne Zustimmung des
Angrenzers nicht näher als 45 cm weit von den angrenzenden
Grundstückenangelegt werden und nur 45 cm breit und 105 cm
hoch sein.

Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden mit Geld¬
strafen bis zu 10 M. im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger
Haft bestraft. Außerdem ist der Zuwiderhandelnde verpflichtet,
den vorigen Zustand auf seine Kosten wieder herzustellen.

tz 5. 1. Lehm-, Kies-, Sand- und Tongruben dürfen nicht mit
senkrechten Wänden oder mit Ueberhängen angelegt werden,
sondern sind stets so zu bearbeiten, daß die Wände eine ange¬
messene Böschung in einem stumpfen Winkel mit der Grundfläche
bilden.

2. Vorbehaltlich anderweiter Einigung der Angrenzer dürfen
Gräben an der Grenze des Nachbars nur angelegt werden:

a) auf 0,5 Meter Entfernung und bis 0,5 Meter Tiefe, wenn
solche senkrechte Wände haben. Bei tieferen Gräben muß
die Entfernung verhältnismäßig steigen,

b) auf 0,25 Meter Entfernung, wenn solche auf 0,50 Meter
Böschung haben. Bei größerer Tiefe muß die Böschung je
nach der Beschaffenheit bis zu 0,7 Meter steigen.
Auf Wiesen beziehen sich diese Bestimmungen nicht. In

denselben können die Wässerungsgräben bis an die Grenzsteine
der anstoßenden Wiesen angelegt werden. Größere Gräben,
welche zur Ab- und Zuleitung des Wassers dienen (sogenannte
Flutgräben) müssen auf 0,5 Meter Tiefe 0,75 Meter Böschung
erhalten, und so fort im Verhältnis. Kleinere Grüben (sogen.
Gewannengräben), die zur eigentlichen Wicsenbewäfferung dienen,
sollen verhältnismäßig auf 0,5 Meter Tiefe mit 0,5 Meter Böschung
angelegt werden.

Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Vorschriften
unter 1 und 2 werden mit Geldstrafe bis zu 10 Mk. im Un-
vermögensfalle mit Haft bis zu 3 Tagen bestraft.

Außerdem ist der Zuwiderhandelnde verpflichtet, den vorigen
Zustand auf seine Kosten wieder herzustellen.

§ 6. Mit Geldstrafe bis zu 30 Mk., im Unvermözensfalle mit
verhältnismäßiger Haft wird bestraft, wer ohne Erlaubnis der
Ortspolizeibehörde Schutt, Steine oder andere GeMistände auf
Feld oder andere zum gemeinen Gebrauche bestiüWWWege aus¬
schüttet.

8 7. Mit der in § 34 des Feld- und Forst-Polizeigesetzes vom
1. April 1880 vorgesehenen Strafe bis zu 150 Mark oder mit
Haft wird bestraft, wer den polizeilichen Anordnungen zur Ver¬
tilgung schädlicher Tiere und Pflanzen, insbesondere der Neblaus
(Pbyloxera va5talrix), des Kartoffel- oder Colorado-Küfers, der
Blutlaus, des Springwurm-Wicklers(Pyralis vitana), des Heu-
und Sauerwnrms auch Wolf genannt (Portrix ambiguella), des
Reben- Mehltau- oder Traubenpilzes (Oidium Tuckerei), des
falschen Rebenmehltau(Perono8pora vivicola),der Misteln(viskum
album), der Kleeseide, Wucherblume, Disteln, des Löwenzahns,
Huflattichs, der Herbstzeitlose, nicht nachkommt.

tz 8. Die im 8 7 erwähnte Strafe trifft auch denjenigen, welcher
trotz der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, auf den von
ihm landwirtschaftlich benutzten Grundstücken der Ortsgemarkung
mit den von den zuständigen Behörden zur Vertilgung der Feld¬
mäuse angeordneten Maßregeln vorzugehen.

8 9. In den Gemarkungen, in welchen auf Beschluß der Ge¬
meindebehörde eine Vertilgung schädlicher Tiere und Pflanzen
angeordnet wird, hat jeder Nutzungsberechtigte den getroffenen
Anordnungen Folge zu leisten, das Betreten der Grundstücke zu
gestatten und ihm überhaupt kein Hindernis irgend welcher Art
entgegenzustellen. Zuwiderhandelnde werden mit Geldstrafe bis
zu 30 Mk., im Unvermögensfaüe mit verhältnismäßiger Haft
bestraft.

§ 10. Wer in einem fremden Walde die Befugnis zur Nutzung
von Raff- und Leseholz, von dem in den Schlügen zurückbleibenden
Abraum, Stockholz, Steinen, Walderde Ton, Lehm Sand oder
anderen Fossilien, Holzsämereien, Gras, Grassamen, Futterlaub,

Dekorationslaub, Plagen, Streurasen, Moos, Laubstreu, JW
oder sonstigem Streumaterial aus der ihm vom Waldei^
oder dem Oberförster persönlich erteilten Erlaubnis ablchx
verpflichtet, bei Ausübung der fraglichen Nutzung den Erl^
schein bei sich zu führen und diesen auf Verlangen des»
fchutzbeamtrn vorzuzeigen.

Zuwiderhandlungenwerden nach 8 *2 des Feld-
Forftpolizeigesetzrs vom 1. April 1880 mit Geldbuße bis «
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Mk., im Unvermögensfalle mit Hast bis zu 3 Tagen bestrch
Strafe bis zu 30 Mk., im Unvermögensfalle Verhältnis^

Haft trifft denjenigen, welcher den ihm persönlich erteilten
laubnisschein an andere Personen zum Zwecke der NutzungH
oder die Nutzungen in anderen Distrikten, an anderen T,
oder mit anderen Wcrbungswerkzeugen und Fortschvffungsgen nutzun
als in dem Erlaubnisschein angegeben sind, ausübt, sofern, daß je
die Strafbestimmungen in 8 *0 des Feld- und Forstpolizei^ pflanz»
Platz greisen. „ ' Distrik

8 11. Mit Geldstrafe bis zu 30 Mk., rm Unvermögens
mit verhältnismäßiger Haft wird bestraft, wer im Kreise hiebet ein Ve
entgegen der bestehenden Vorschrift das ihm zugetcilte Loj anzusel
ohne Erlaubnis des Oberförsters veräußert oder verkohlt. Di« Weise
Strafe trifft den Käufer, welcher Losholz kauft, und denU diesed
welcher Losholz verkohlt, obgleich der Käufer oder der "
wußte, daß es verwilligtes Losholz war.

8 12. Werden in den Gemeindewaldungen das Holzhauen
und das Holzsetzen im Gemeindedienste verrichtet, so hat
einzelne Pflichtige den von der Forstbehörde nach Maßgabe
bestehenden Hauordnung getroffenen Anordnungen nachzukoniit laßte z,

Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 30* *■*
tut Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger Haft bestraft.

8 13. Mit Geldstrafe bis 10 Mk., im Unoermögenssalle
verhältnismäßiger Haft wird bestraft, wer unbefugt anb
abhangen das gefällte Holz durch Stürzen aus dem SH ^
schafft oder Wellen wälzt. ic

§ 14. Mit Geldbuße bis zu 10 Mk., im Unvermögensfallt! ^hmigv
verhältnismäßiger Haft wird bestraft, wer in der Zeit vom « j
März bis 1. Juni in einem Walde außerhalb der Fahm Feldbau
Zigarren oder aus einer Pfeife ohne geschloffenen Deckel rct fl(*t en

8 15- Mit Geldstrafe bis zu. 10 Mk., im Unvermögen MMei
mit verhältnisinäßiger Haft werden Köhler bestraft, welche 8«
Haide, Moos oder sonstige feuerfangende Gegenstände die jfo,
einer Entfernung von vier Schritten oder weniger vonIjyf enr1(
Meiler befinden nicht wegschaffen oder der Anordnung desK § 2. g
beamten oder Ortsvorstehers ungeachtet, die Aufstellung «Mgen,
Windschirmes unterlassen. l. d Mt
. 8 16. Die Regiernngs-Polizeiverordnungcn vom 6. MaiG . gg r

(Regierungsamtsbl. S . 152) 4 März 1889 (Regierungsam̂"-
S . 79) 13. Juni 1901 (Regierungsamtsbl. S . 221) und 5.
1912 (Regierungsamtsbl. S . 427) treten mit der Gültigkeit
Polizeiverordnung außer Kraft.

Cassel, am 7. Mai 1920. j»
Der bcanftragte Regier««gspriistdr»!

Springorum.
Vorstehende Polizeiverordnung bringe ich hiermit zur ö!

lichen Kenntnis.
Die Ortspolizeibehörde ersuche ich für entsprechende«>

übliche Weiterverbreitung Sorge zu tragen, indem ich
folgendes Hinweise: . . .

Eine Aenderung der nunmehr außer Kraft getret! vch Anz
Polizeiverordnung vom 6. Mai 1883 (Reichs-Gesetzbl. §■” Äderte
bedurfte es in folgendem: . Mefifl

«öl

1. 8 3 hat einen Zusatz erhalten, bezüglich der sogen!
Wanderschafherden, weil sich vielfach das Bedürfnis herauM
hat, zum Schutze der Wiesen und Felder das Treiben s«
Herden im Wege der Orts- oder Kreispolizeiverordnung
schränken oder zu verbieten.

Ueber Erlaß solcher Polizewerordnung ersuche ich nur
Entwurf zur Prüfung vorzulegen.

2- 8 4 Ziffer 2 sowie §8 12 und 19 sind fortgefalleu
diese Vorschriften teils zu Unzntcäglichkeiten führten. (§ *'
2 und § 19) teils für entbehrlich gehalten werden(ß l2)'

3. Zn den in § 7 aufgezählten schädlichen Pflanzen,
Vertilgung geboten ist, sind noch Disteln, Löwenzahn, Hui
Herbstzeitlose hinzugetreten.

4.  Die Vorschrift des 8 16 hat durch 8 13 der neuen
ordnnng eine zweckmäßiger neue Fassung erhalten.

Was den Fortfall des 8 ^ Ziffer 2 der Verordnung
6. 5. 82, betr. Baumpflanzungen an den GrundstE
betrifft, (s. 0. Ziffer 2), so ist noch folgendes zu beachten!

Die Aufhebung ist zufolge heroorgctretener MißDM
Anregung der Laadwirtschaftskammer und mit Zustimlnn»»
Landwirtschaftsministeriumserfolgt, um zu verhinderen
Zuwiderhandlungen gegen die grundlegenden Vorschuß
88 32 und 33 der noch gültigen nafsauischen Verordnung
19. 2. 63 unter Volizeistrafe gestellt und gegebenenfalls
ordentlichen Gerichte geahndet werden können. Statt deW"
diese Vorschriften lediglich nach ZweckmäßigkeitsrücksE
handhabt und nötigenfalls im Wege des Verwaltung^
d. h. init den Zwangsinittcln des LandesverwaltunS
durchgeführt werden. Dies soll aber nur da gesW
erhebliche Kulturintet essen es erfordern, insbesondere als»^

en.

Jü»R.
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00 die Beteiligten sich über die Grenzabständegeeinigt habenMliZ öder wo die Beschaffenheit des Nachbargrundstückesdauernd jedeBenachteiligung durch Bauinpflanzungen auf dem NachbargrundstückrstM ausgeschlossen erscheinen läßt (z. B. Oedland, Fabrikgelände).Da insbesondere Zweifel darüber entstanden sind, welcheFelddistrikte als vorzugsweise zur Obstzucht bestimmt anzuseheneld-1 sind(§ 83 Abs. 2 Nassauischen Verordnung vom 19. 2. 63) hatder Herr Regierungspräsident in Wiesbaden mit Zustimmungdes Landwirtschaftsministeriums weiter folgendes angeordnet:1. Die Ortspolizeibehörde hat im Einverständnis mit derGemeindevertretung und nötigenfalls nach Anhörung von Sach¬verständigen diese Distrikte für jeden Gemeindebezirk festzulegen.Dabei ist zu beachten, daß in jedem Fall die statfindende Bc-nutzungsweise maßgebend sein soll. Es kommt nicht darauf an,fertt;| daß jedes einzelne Grundstück des Distrikts mit Obstbäumen be¬pflanzt ist, sondern daß die Gesamtheit der Grundstücke desDistrikts vorzugsweise dem Obstbau dient.2. Nach diesen Gesichtspunkten hat die Ortspolizeibehörde’ttbtrj ein Verzeichnis derjenigen Distrikte, die als ObstbaumdistrikteLo» anzusehen sind, aufzustellen und durch Auslegen in ortsüblicher. S)it« Weise bekannt zu machen. Werden Einsprüche erhoben, so sindenW diese der übergeordneten Polizeibehörde zur Prüfung vorzulegen,die eine Aenderung des Verzeichnisses anordnrn kann.Stehen die Distrikte endgültig fest, so sind sie durch imFeld erkennbaren Zeichen abzugrenzen.Die Ortspolizeibehörden haben demgemäß das Weitere zuveranlassen und mir bis zum 5. Juli d. Js . über das Beran-laßte zu berichten.
Westerburg , den 24. Juni 1920.

Der Kamdral : Dr. Schieren.
Biehseuchenpolizeiliche Anordnung.Auf Grund der §8 18 ff. des Viehseuchengesetzes vom 26.Zam 1909 (Reichs-Ges. Bl. S . 519) wird hiermit mit Ge¬lsfallt!vehmigung des Herrn Regierungspräsidenten Folgendes bestimmt:vom § l. Nachdem auch in den Gemeinden Niedersain, Pütschbach,Fahr»Koldhausen, Berzhahn, Meudt und Görgeshansen durch das Gut-!elm achten des beamteten Tierarztes die Maul - und KlauenseucheSgmiî gestellt worden ist, wird hiermit für Uiebersain , Pütschbach,lche» tzoldhausen«ad Görgeshauscu die Gemarkung «sperredie sq vd über die Gehöfte des Jung lll. Berzhahn und Salmonvon>Menstein Meudt die Gehöftssperre verfügt.desK §2. Die Bestimmungen meiner viehseuchenpolizeiiichen Anord-mg«ungen vom 21. Mai 1920 — Kreisblatt Nr. 42 — und voml. d. Mts. — Kreisblatt Nr. 46 und vom 17. d. Mts. Kreisbl.52 finden entsprechende Anwendung." 3. Zuwiderhandlungen gegen diese" oeterinärpolizeiliche An-dnung unterliegen den Strafvorschriften der §§ 74 bis 77 ein*slietzlich des Viehseuchengesetzes vom 26. Juni 1909.,§4. Diese Anordnung tritt sofort mit ihrer VeröffentlichunglKreisblatt für den Kreis Westerburg in Kraft.

Westerburg, den 1. Juli 1920.
Der Kaudrat . Dr. Schieren.ur
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Deutsches Reich.
Die Entfeftiguna von Koblenz.Witt, 27. Juni . Das „EntfestigungsamtKoblenz" gibt) Anzeige bekannt, daß nunmehr die laut FriedensvertragÄderte Entfestigung der Festungen in den besetzten GebietenWführt werden soll und die Arbeiten öffentlich verdungenden.

Da» erste Parlament der Arbeit.Kerli«, 80. Juni . Eine neue historische Epoche in Deutsch-^Geschichte, die Geburt des Parlaments der Arbeit, wurdedurch eine Rede des Reichskanzlers cingeleitct. Der vor-M Reichswirtschaftsrat verdankt das Beiwort dem Umstand,Parlament durch den eigentlichen ReichswirtschaftSrat er-^verden wird, sobald die Körperschaften geschaffen sind, aufrr der Verfassung gemäß aufgebaut werden soll.
Verbilligung der Margarine.Merlin, 29. Juni . Der Abgabepreis für Margarine seitens,^ 'chsausschusses für pflanzliche und tierische Oele und Fetted ^ Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft^ «Juli atz von 21 M. auf 16 M. je Kilogramm herabgesetzt

Krsoldung de» Polst «schullehrer.Urue Diensteinkommengesetz für die Volksschullehrer ist derLandesversammlung zugegangen. Das Gesetz tritt an dieI” Anfang Mai verabschiedeten Notgesetzes. Während das«nur die Gehaltsfragen regelte, schafft das neue GesetzJ}* übrigen umstrittenen Fragen eine Neuregelung. Die?3rn bleiben unberührt (6200 bis 9300 Mark gleich denTruppe7). Neu geregelt wird folgendes:^rtSzuschlag beträgt bei bis 7000 M. Grundgehalt in»AlkA 3000, B 2400, C 2000, D 1700, E 1400M., bis^L°r«ndgehalt:3000,2800, 2300,1950,1600M., über 8100^dgehast: 4000, 3200, 2600, 2200,1800 Mark. Verhei-Trinen erhalten den Ortszuschlag zur Hälfte. Dienst¬werden mit 80 Prozent angerechnet. Ferner wird be¬

stimmt, daß den Landlehrern HauSgavten und Land"utzung zusteht.Bei Verbindung von Schul- und Kirchenämtern wert>-r>Ztellenzula-gen gewährt. Die Leiter von«schulen mit sechs und >>rhr Klaffen er¬halten Anuszulagen von mindestens 1200 Mark. , (Leiterinnen 1080M.) Die bisher gewährten Naturalleistungen können verbleiben,Anrechnung auf das Diensteinkommen ist zulässig. Das Besol-dungsdienstalter der endgültig angestelten Lehrer beginnt mit demZeitpunkte der endgültigen Anstellungen im öffentlichen Volksschub¬dienste die nicht vor dem Beginn des 27. Lebenjahres erfolgen darf.Dienstzeiten an Privat- und Auslandsschulen werden angerechnet,wenn der Lehrer für jedes Jahr eine Einzahlung von 2260 M.,die Lehrerin von 2000 M. an die Landes schulkasse leistet. Dieanzurechnende Zeit darf 8 Jahre nicht übersteigen. Militär- undKriegsdienstzeit werden als Schuldienst gerechnet.Das Lehrerruhegehaltsgesetz erhält die gleichen Aenderungenwie das Beamtenpensionsgesetz, es erfolgt mithin auch hier Gleichstel¬lung. Das Witwengeld soll mindestens 900 Mark im Jahre betragen.Die Vorschriften über Gnadenbezüge, Zahlungsweise des Einkom¬mens, Umzugskosten werden den entsprechenden Bestimmungen desBeamtengesetzes angepaßt. Auseinandersetzungen zwischen Lehrernbei Stellenwechsel regelt im Bedarfsfalls die Schulaufsichtsbehörde.Schließlich regelt der Entwurf die Aufbringung der persönlichenUnterhaltungskosten der Volksschulen und des Mehrbedarfs für dieErhöhung der Einkommen unter Aufhebung der ihm entgegenstehen¬den Bestimmungen des Volksschulunterhaltungsgesetzes. Es ist unterAuslösung der bisherigen Alterszulagen-, Ruhegehalts- und Volks¬schullehrer- Witwen- und Waisenkassen die Einrichtung' einerLandesschulkasse vorgesehen, die die erforderlichen Geldmittel durchStaatsbeitrüge, Schulverbandsbeiträgeund eigne Einnahmen erhältund die Zahlung aller Gehälter und Pensionen übernimmt. DieStaatsbeiträge werden erheblich erhöht. Der Staat zahlt alle altenPensionen, ferner ein Viertel des Einkommens und der neuenPensionen. Außerdem stellt der Staat ein sogenanntes Beschulungs¬geld, das nach der Zahl der die Volksschulen besuchenden Kinderberechnet wird, zur Verfügung Diese Staatsleistungen habenzur Folge, daß der Staat etwa drei Viertel der persönlichenSchulunterhaltungskosten trägt und die Gemeinden nur noch einViertel. Bisher war das Verhältnis umgekehrt. Die Gegenleistungist ein größerer Einfluß des Staates auf die Besetzung der Schulstel¬len, eine Frage, die ebenfalls der Entwurf regelt. Anstellungs¬behörde ist die Schulaufsichtsbehörde.
Ausland

DSwmerrrde Einsicht.
Pari », 29. Juni . Bemerkenswert ist eine Auslassung des„Temps" zur Konferenz in Spaa. Es heißt darin : Es ist keineleichte Aufgabe, die die Regierungen vor sich haben. DerFriedensvertrag ist so gemacht, daß man immer wieder in dos gleicheDilema kommt. Entweder soll Deutschland sich organisieren,und dann läuft es Gefahr, wieder unter die Leitung der altenMänner zu verfallen, die von Zahlung nichts hören wollen,sondern nur von Revanche. Oder aber Deutschland wird vonden linken Parteien regiert, und in diesem Falle entblößt von de»stehenden Heeren, die nötig sind, um ein Volk von 60 Millionenzu regieren, dann wird es desorganisiert bleiben> rd unfähig zuzahlen. Es gehörten gute Fachmänner dazu, um .a den Hafeneinzulaufen.

Ans dem Kreise Wefterdrrrg.
Mesterbnrg , den 2. Juli 1920.Gastwirte -Urreinigung . Am vergangenen Montag warendie Gastwirte des Kreises im hiesigen Bahnhofsh-̂ el zu einerBesprechung eingeladen, in der die Frage der Bell erung derWirtschaften, welche täglich Fremde verpflegen, besprochen wurde.Die Lebensmittelbelieferung durch die Kreiswirtschaftsstelle stehtin sicherer Aussicht. Der Vertreter der Lebensmittelstelle stellteden Durchschnitt der von den anwesenden Wirten täglich zu ver¬pflegenden Gästen fest, erklärte aber, daß die Belieferung nurmöglich wäre, wenn sich die Gastwirte zusammen schließen, daeine Einzelbelieferung technisch nicht möglich wäre. Zu diesemZwecke wurde beschlossen alle Gastwirte des Kreises nochmalseinzuladen am Mittwoch den 14. Juli , vormittags 11 Uhr, imHotel „Zum Löwen" in Westerburg zusammenzutreten, sichzu konstituieren, um so die Lieferung baldigst in Fluß zubringen. Wer sich an der Vereinigung nicht beteiligt bleibtnaturgemäß auch bei der Belieferung unberücksichtigt. ImInseratenteil wird in den nächsten Nummern noch besonders ausdie stattftndende Versammlung hingewiesen werden.Wo die GittuastmestotttroUraugebrachtet miire . Stattdes zehnprozentigen Steuerabzugs am Arbeitslohn, der von denArbeitern sicherlich als lästige Bevormundung und Kontrolleempfunden werde, wird in einer Zuschrift an die „Frkf. Nachr."vorgeschlagen, den Arbeitgeber zu verpflichten, den jungen unreifenBürschchen und Mädchen, die das Geld verplempern, 10 bis 20Proz. ihres Wochenlohns einzubehalten und auf eine Sparkassezu tun. Das hätte sozialen Sinn und würden die Jüngelchen,die sinnlos massenhaft Zigaretten zu 50 und 60 Pfg. in dieLuft paffen, oder die Scharen junger Mädchen, die man überallmit den Tüten Erdbeeren, das Pfund zu 6 und 6 Mark, in derHand sieht, etwas mehr mit ihren Ausgaben im Zaum gehalten.



# *« »tcht Ja letzter Zeit

wurden im besetzte» Rheinland eine größere Zahl von Personen,

besonder» aus dem unbesetzten Gebiet, mit empfindlichen Strafen

beiegt, weil fie bei der Stichprobrnkontrolle nicht im Besitz des

vorgeschriebenen Personalausweise- waren . In einer Reihe von

Fällen find Personen, die sich nicht ausweisecr konnten, bis zur

Feststellung ihrer Personalien in Hast genommen worden. In¬

folgedessen hat jetzt eine verschärfte Kontrolle eingesetzt, dir jeden

mit Strafe belegt, brr nicht mit Personalausweis versehen ist.

Die Strafen lauten von 50 bis 300 Mark.

M - Gschtzacher «ftf Nm Mriagepfad . . In Tschbach bei

Usingen» mde Samstag nachmittag der Metzgermeister Heinrich Jack

verhaftet and dem Untersuchungsgefängnis in Usingen zugeführt.

Darauf begab sich die gesamte Einwohnerschaft Eschbach nach dem Ge-

sängnis, befreite den Metzgrrmeister und setzte auch beim Landratsamt

durch, daß dieser auf freiem Fuß belassen wurde.

Ktppe . Die Landwirte in Lippe traten zu einer Protestver¬

sammlung zusammen gegen den von der ReichSreaierung festgesetztn

Kartoffelpreis von »0 Mark für den Zentner . Sre beschlossen, für

Kartoffeln der neuen Ernte nur 12 Mark für dev Zentner zu nehmen.

Bor Zuzug«ach Goldhausen wird

gewarnt. Anziehende« droht Obdach-

lofiglett.
Golbhaase « . den 24. Juni 1920.

Bürgermeister-Amt.

Bäcker-Versammlung.
Am ffiratag , de« 4 . | «U d. f » achmMag»  1 Uhr.

findet im Hotel „Auw Käme»" in Westerburg eine

KöckkriMWs-NersmmlMg
statt, wozu alle Mitglieder aus dem Kreise Westerburg dringend

eingeladen werden. Wegen der Wichtigkeit der Besprechung darf

uiemaud fehlen.
Der Vorsitzende: Lodert 8ved»tr.

Aufruf
an dte naffauische» Haudwirtek

Aer Kerei » »affauischer Land - « «d Forstwirte , die

älteste landwtrschastliche Körperschaft deS ehemaligen Herzogtums

Nassau und eine der ältesten landwirtschaftlichen Bereinigungen

tm Deutschen Reiche, begeht in den Tagen vom 5. und 0. Juli

b. I ». in Gemeinschaft mit dem Kaudivirtfchaftliche « Iustitut

n LosGrtobrrg die Feier seine«huudertsahrigru Kesteheu«.

«affauischt Landwirt«! ES ist Euer früherer landwirtschaftlicher

Sentral-Berein, der jetzt seinen 100. Geburtstag feiert,,8ist
uer Naffauifches landwirtschaftliches Institut , das daS gleiche

Fest begeht. Zeigt auch hier die Zusammengehörigkeit der nass.

Landwirtschaft und erscheint zahlreich zu dem Jubelfeste. Ver¬

säumt auch nicht. Euere Frauen und erwachsene Kinder an der

Feier mit teilnehmen zu lassen. Nassauisch« Landwirte ! Kommt

alle ! Ihr seid herzlich willkommen!
Auf Wiedersehen am 5. und 6. Juli in Wiesbaden!

Miesbubr « . den 28. Juni 192»

|m  Direktors « « be« Prrrlu « « ast. Kaub - « Forstwirt - .

Kelranutmachung.
Am Montag , be« 3 . d . Ml «. « achmMag » 3 Uhr,

gldet an Ort und Stelle die Versteigerung der dl-ofahrtge«
ra *«uk »«g brr Kirrwtrfr statt.

Westerburg , den 1. Juli 1920.
Der Bürgermeister.

Kekannlmachnug.
Am Kouuabrub . de« 3 . b. Mt «, gelangt bei den hiesigen

Kaufleuten Morwelobe zum Preise von 4 Mark pro Pfd.

zur Ausgabe.
Westerburg , den 1. Juli 1920.

Der Bürgermeister»

Mutterverteirung
Auf Abschnitt 3 der Fettkarten Nr . 344 bis Ende gelangt

am 'i.  d . Mts . bei der Ww. Zell je 50 Gramm Butter zur Aus¬

gabe. Preis für 50 Gramm 1,95 Mark.
den 2. Juli 1920

Der « ürgermeifter.
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£tmvî ^ rt>. Sennut

« . St . ffften &uuf fuzutn &fonvh.

2. PtUi »A0 ».

-- 1- 1*1 ^

I MH
F'

Fernf
wöü

lüuarta! <

600  Jcutnri la gnj
f« Kaufe » gesucht . Preisangabe an

Blei - «nd Silberwerk Ems.

5«

uu
uu
u»
8

Tüchtige Vertreterj
für meine Abteilung:
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zum Besuch von Industrie und Landwirtschaft, ferner
für meine Abteilung

Markenartikel'
(Bohnerwachs, Schuhcreme, Metallputz-Extrakt) zum

ü» Besuch von Sroßisten und Ladengeschäften sucht

| Wiltzkl« SW. Shmislhk Mit . Wut« i.%
22 G - grstubrt 1891.
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Preise billigst!

i r. Saiii George
Hachenburg.

» M A  Junge diesjährige

Sjf Hühner
(Italiener , Silberbrakel, hiesige
Landhühnrr) hat abzugeben

Bürgermeister LooS
Arrgeuroth.

NächsteM» «--q
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